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Wie gründet man aus einer Initiative 
einen Verein?

Berlin, 17. September 2019
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Vorüberlegungen
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Verein als richtige Rechtsform?

Einfache Gründung
Gutes Image
Haftungsprivilegierung durch §§ 31a, 31b BGB
Wirtschaftliche Betätigung?
Eintragung in das Vereinsregister?
formale Anforderungen (Registerzwang)
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Erforderliche Schritte

Mitstreiter finden
Mindestens 2 für die Gründung
Mindestens 7 für die Eintragung in das 

Vereinsregister

Satzung erstellen
Gründungsversammlung durchführen
Eintragung in das Vereinsregister
Öffentliche Beglaubigung erforderlich
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Satzung des Vereins

• Die Satzung ist das „Gesetzbuch“ des Vereins.
Grundlegende Regelungen
Nicht überfrachten mit Detailregelungen
Mindest- und Sollinhalte durch BGB
Nutzen Sie den gesetzlichen Gestaltungsspielraum
Schaffen Sie Vereinsordnungen
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Aufbau der Satzung

 Fester Aufbau ist nicht vorgeben, aber üblich
 Gliedern Sie die Satzung in Paragraphen und Absätze
 Achten Sie auf einheitliche Begriffe 

(„Jahreshauptversammlung“ und „Mitgliederversammlung“ 
oder „Kassen- und Rechnungsprüfer“)

 Klare und verständliche Formulierungen
 Die Satzung muss in sich stimmig sein
 Die Satzung soll Ihnen die Arbeit erleichtern und nicht 

erschweren
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Inhalte der Satzung

§ 57 Abs. 1 BGB: Die Satzung muss 
den Zweck, 
den Namen und 
den Sitz des Vereins enthalten und ergeben, 
dass der Verein eingetragen werden soll.
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Zweck des Vereins

(1) Zweck des Vereins ist …
(2) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar

gemeinnützige / mildtätige / kirchliche Zwecke im 
Sinne des Abschnitts „steuerbegünstigte Zwecke“ 
der Abgabenordnung.

(3) Der Vereinszweck wird insbesondere verwirklicht 
durch….
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Exkurs:
Müssen Sie gemeinnützig sein?
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Vorteile der Gemeinnützigkeit

Steuerliche Vergünstigungen:
 KSt. / GewSt. Befreiung: § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG; § 3 Nr. 6 

GewStG
 USt: teilweise Befreiungen im Jugend- und 

Bildungsbereich; Ermäßigung nach § 12 Abs. 2 Nr. 8a
UStG auf 7 % (im Zweckbetrieb)

 Grundsteuer: Befreiung § 3 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 GrStG
 ErbSt / SchSt: Befreiung § 13 Abs. 1 Nr. 16b ErbStG
 KapErtSt: Befreiung § 44a Abs. 4 und 7 EStG
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Vorteile der Gemeinnützigkeit

 Spendenempfangsberechtigung
 Gutes Image
 Zuschüsse
Mitgliedschaften in Dachverbänden
 Teilweise kommunale Vergünstigungen
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Nachteile der Gemeinnützigkeit

 Erhöhter Verwaltungsaufwand (Buchführung)
 Gebot der Selbstlosigkeit
 Vermögensbindung
 Zeitnahe Mittelverwendung
 Erhöhte Haftungsrisiken

11

12



7

13

Wichtiger Hinweis

Anwendungserlass zur Abgabenordnung (AEAO)

= „Handlungsanweisungen der 
Finanzverwaltung“

www.bundesfinanzministerium.de
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Zweck des Vereins

• Die Zweckverwirklichung
Anschließend müssen die Mittel der Zweckver-

wirklichung dargestellt werden
„Der Zweck wird insbesondere verwirklicht 

durch…“
Dies sollte realistisch dargestellt werden
Nicht überfrachten!
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Vorgaben durch die AO

§ 60 Anforderungen an die Satzung
(1) Die Satzungszwecke und die Art ihrer Verwirklichung 
müssen so genau bestimmt sein, dass auf Grund der Satzung 
geprüft werden kann, ob die satzungsmäßigen 
Voraussetzungen für Steuervergünstigungen gegeben sind. 

(…)
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Vorgaben durch die AO

• Steuerbegünstigter Zweck
– Gemeinnützige Zwecke

(§ 52 AO)
– Mildtätige Zwecke

(§ 53 AO)
– Kirchliche Zwecke

(§ 54 AO)
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Vorgaben durch die AO
§ 60 Anforderungen an die Satzung

(1) (…)  Die Satzung muss die in der Anlage 1 bezeichneten 
Festlegungen enthalten.

(…)
 Verwendung der „Mustersatzung“ der Finanzverwaltung
 Satzungen genügten schon dann den Anforderungen des § 60 Abs. 

1 Satz 1 AO, wenn sie unabhängig vom Aufbau und vom genauen 
Wortlaut der Mustersatzung die bezeichneten Festlegungen, 
nämlich die Verpflichtung zur ausschließlichen und unmittelbaren 
Verfolgung förderungswürdiger Zwecke sowie die Verwendung des 
Begriffs "selbstlos" enthalten (BFH, Beschl. v. 07.02.2018, V B 
119/17)
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Formelle Satzungsmäßigkeit

• Die Satzung muss so präzise gefasst sein, dass aus ihr 
unmittelbar entnommen werden kann, ob die 
Voraussetzungen der Steuerbegünstigung vorliegen 
(formelle Satzungsmäßigkeit). Die bloße 
Bezugnahme auf Satzungen oder andere Regelungen 
Dritter genügt nicht (BFH-Urteil vom 19.4.1989,I R 
3/88, BStBl II S. 595).

• AEAO zu § 60 Nr. 1
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Wörtliche Übernahme?

1. Nach der Lit. und der Rspr. wohl nicht erforderlich 
(„Festlegungen“); 

2. Auch der AEAO (§ 60 Nr. 2) sieht Abweichungen 
vor; „Derselbe Aufbau und dieselbe Reihenfolge der 
Bestimmungen wie in der Mustersatzung werden 
nicht verlangt.“

3. Problematisch in der Praxis
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Angabe steuerbegünstigter Zweck

• Der Satzungszweck und die Art seiner Verwirklichung sind --
jedenfalls, soweit ihnen kein jedermann bekanntes, begrifflich 
fest umrissenes gedankliches Konzept zugrunde liegt-- so weit 
wie möglich zu konkretisieren.

• Der satzungsmäßige Zweck der Klägerin, "günstige 
Voraussetzungen für eine positive Entwicklung des Menschen 
in einer vom gesellschaftlichen Wandel geprägten Welt" zu 
schaffen, ist zu unbestimmt, um beurteilen zu können, ob 
durch seine Erfüllung die Allgemeinheit selbstlos gefördert 
wird.

• (BFH, Urteil vom 15. November 2017 – I R 39/15 )
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Angabe Zweckverwirklichung

• § 60 Abs. 1 Satz 1 AO: Die Satzungszwecke und die Art ihrer 
Verwirklichung müssen so genau bestimmt sein, dass auf 
Grund der Satzung geprüft werden kann, ob die 
satzungsmäßigen Voraussetzungen für 
Steuervergünstigungen gegeben sind.
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Feststellungsverfahren, § 60a AO

§ 60a Feststellung der satzungsmäßigen Voraussetzungen
(1) Die Einhaltung der satzungsmäßigen Voraussetzungen nach den §§
51, 59, 60 und 61 wird gesondert festgestellt. Die Feststellung der 
Satzungsmäßigkeit ist für die Besteuerung der Körperschaft und der 
Steuerpflichtigen, die Zuwendungen in Form von Spenden und 
Mitgliedsbeiträgen an die Körperschaft erbringen, bindend.

=> Ablösung der vorläufigen Bescheinigung
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FG Berlin-Brdbg. Urt. v. 01.11.18, 8 K 
11191/16

• Nach § 60a Abs. 4 AO ist eine Feststellung im Sinne des § 60a Abs. 1 
AO aufzuheben, wenn bei den für die Feststellung erheblichen 
Verhältnissen eine Änderung eintritt, und zwar vom Zeitpunkt der 
Änderung der Verhältnisse. 

• Erhebliche tatsächliche Verhältnisse im Sinne dieser Vorschrift sind
– steuerrechtlich relevante Änderungen der Satzung der Körperschaft, etwa 

eine Änderung des satzungsmäßigen Zwecks, 
– eine Anpassung der Satzung an die Mustersatzung oder 
– eine Änderung der satzungsmäßigen Vermögensbindung.

• Die Aufhebung erfolgt unabhängig davon, ob die Änderung 
steuerbegünstigungsschädlich ist oder nicht.

• Anhängig: BFH V R 40/18
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Weitere gesetzliche 
Inhaltsvorgaben für die Satzung
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Inhalte der Satzung

§ 58 BGB: Die Satzung soll Bestimmungen enthalten 
 Über den Ein- und Austritt der Mitglieder
 Darüber, ob und welche Beiträge von den Mitgliedern zu 

leisten sind,
 Über die Bildung des Vorstandes
 über die Voraussetzungen, unter denen die 

Mitgliederversammlung zu berufen ist, über die Form der 
Berufung und über die Beurkundung der Beschlüsse
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Inhalte der Satzung

• Ein- und Austritt der Mitglieder
Eintritt der Mitglieder
„Die Mitgliedschaft ist durch schriftlichen 

Aufnahmeantrag bei dem Vorstand des Vereins zu 
beantragen. Ein Anspruch auf Aufnahme besteht 
nicht. Der Vorstand entscheidet abschließend.“
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Inhalte der Satzung

• Beitragspflicht der Mitglieder
Beiträge sind alle mitgliedschaftlichen Pflichten, 

die ein Mitglied zur Förderung des Vereinszwecks 
zu erfüllen hat.
Aufnahmegebühren
Regelmäßige Geldzahlungen
Sachleistungen / Leistung von Diensten
Regelung zur wertmäßigen Höhe nicht zwingend 

erforderlich (ggf. Beitragsordnung)
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Inhalte der Satzung

• Unterschiedliche Mitgliedschaften
Der Verein kann in seiner Satzung bestimmte 

Mitgliedschaften begründen. Diese können 
unterschiedliche Rechte und Pflichten haben.
Aktive und passive Mitglieder
Fördermitglieder
Ehrenmitglieder
U. v. m.
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Inhalte der Satzung

• Bildung des Vorstandes
Der Vorstand ist ein zwingend vorgeschriebenes Organ (§

26 BGB)
Die Größe des Vorstandes ist durch das BGB nicht

vorgegeben
Diese sollte nach den individuellen Verhältnissen des 

Vereins bestimmt werden.
Bestimmte persönliche Voraussetzungen
Geld für das Vorstandsamt?
Ehrenamtspauschale (§ 3 Nr. 26a EStG)
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Inhalte der Satzung

• Mitgliederversammlung
Form der Berufung
Satzungsregelungen:
Wer lädt (Einberufungsorgan)
Wie (Einladungsform)
Wann (Einladungsfrist)
Warum (Angabe der Tagesordnung)
ein?
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Empfohlene Inhalte der Satzung

Zusätzliche Strukturen (erweiterter Vorstand)
Ausschlussverfahren für Mitglieder
Ausschluss / Streichung

Kassenprüfung
Schaffung von Vereinsordnungen
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Gründungsversammlung

 Eröffnung / Begrüßung
Wahl Versammlungsleiter
 Beschlussfassung Satzung
Wahl des Vorstandes
Wahl sonstiger Organe
 Erstellen des Protokolls 
 Abstimmung Finanzamt
 Anmeldung Vereinsregister
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Anmeldung zum Vereinsregister

=> Öffentliche Beglaubigung erforderlich;
(„Amtliche Beglaubigung“ reicht nicht aus 
[OLG Zweibrücken, Beschluss vom 08. Mai 
2014 – 3 W 57/13]

=> Konstitutive Wirkung der Eintragung
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Prüfungsrecht Registergericht

• OLG Karlsruhe, Beschl. v. 16.10.2013, 11 Wx
39/13
– Das Registergericht ist nicht berechtigt, 

Satzungsbestimmungen zu beanstanden, die keine 
zwingenden Rechtsvorschriften verletzen
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Das Vereinsregister

• Entscheidung des Registergerichtes
Eintragung
Formlose Benachrichtigung über bestehende 

Mängel
Zwischenverfügung
Rechtsmittel der Beschwerde

Ablehnung der Eintragung
Rechtsmittel der Beschwerde
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Noch Fragen?
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Literaturhinweis

Michael Röcken 
Vereinssatzungen
Strukturen und Muster – erläutert für die 
Vereinspraxis
Erich Schmidt Verlag 
3. Auflage 2018
ISBN: 978-3-503-17666-3 
256 Seiten, 34,00 € 
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Literaturhinweis

Wolfgang Pfeffer / Michael Röcken 
Vereine gründen und erfolgreich führen
Beck Rechtsratgeber im dtv
13. Auflage 2017
ISBN: 978-3-406-68064-9
ca. 300 Seiten, 14,90 € 
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Herzlichen Dank 
für Ihre 

Aufmerksamkeit!

RA Michael Röcken
Plittersdorfer Straße 158

53173 Bonn
Tel.: 02 28 – 96 39 98 94
Fax: 02 28 – 96 39 98 95
Mail: info@ra-roecken.de
Web: www.ra-roecken.de
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